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Mit seinem Urteil 8C_903/2017 vom 12. Juni 2018, welches zur
Publikation als Leitentscheid vorgesehen ist, bestätigt das
Bundesgericht  eine  Praxisänderung  des  Zürcher
Verwaltungsgerichts. Sieht das öffentliche Personalrecht eine
Weiterbeschäftigung nach einer unrechtmässigen Kündigung vor,
muss der Anspruch auf Weiterbeschäftigung von den Gerichten
durchgesetzt werden.

Das Bundesgericht beurteilte den Fall einer Angestellten der
Stadt  Zürich,  die  zunächst  als  Fahrerin  für  die
Verkehrsbetriebe  eingestellt  worden  war  und  später  in  die
Funktion einer Serviceleiterin wechselte.

Trotz ihrer neuen Funktion wurde sie gegen ihren Willen erneut
als  Fahrerin  eingesetzt  und  sodann  wegen  offensichtlichen
Anzeichen für fehlende Fahrfähigkeit entlassen.

Das  Verwaltungsgericht  Zürich  hob  die  Entlassung  auf  und
ordnete die Weiterbeschäftigung an. Damit bestätigte es eine
Praxisänderung aus dem Jahr 2014 (Entscheid VB.2013.00792).
Bis  dahin  hatte  das  Verwaltungsgericht  daran  festgehalten,
dass  es  selbst  bei  einer  unrechtmässigen  Kündigung  keine
Weiterbeschäftigung anordnen, sondern nur eine Entschädigung
zusprechen kann.

Die Stadt Zürich focht den Entscheid des Verwaltungsgerichts
und die Praxisänderung beim Bundesgericht an. Dieses hat den
Entscheid  und  die  Praxisänderung  nun  bestätigt:  Die
Rechtsweggarantie der Bundesverfassung (Art. 29a BV) verlangt
einen  wirksamen  Rechtsschutz  durch  ein  Gericht.  Das  setzt
voraus, dass das Gericht unrechtmässige Anordnungen aufheben
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und den rechtmässigen Zustand wiederherstellen kann. Wenn ein
kommunales Personalrecht – wie jenes der Stadt Zürich – bei
einer  unrechtmässigen  Kündigung  einen  Anspruch  auf
Weiterbeschäftigung  vorsieht,  so  können  und  müssen  die
zuständigen Gerichte diesen Anspruch durchsetzen.

Mit dem Entscheid bestätigt das Bundesgericht die neue Praxis
des Zürcher Verwaltungsgerichts und stärkt – über Stadt und
Kanton  Zürich  hinaus  –  den  Rechtsschutz  des  Personals  im
öffentlichen  Dienst:  Wenn  der  Gesetzgeber  im  öffentlichen
Personalrecht  einen  Beschäftigungsanspruch  vorsieht,  müssen
die  Gerichte  diesen  Anspruch  bei  einer  unrechtmässigen
Entlassung  durchsetzen  und  dürfen  sich  nicht  auf
Entschädigungsansprüche  beschränken.

Das bedeutet handkehrum für öffentliche Arbeitgeber, dass sie
nun ihre personalrechtlichen Erlasse darauf überprüfen sollen,
ob  sie  sich  die  darin  erfassten  Ansprüche  in  jedem  Fall
entgegenhalten lassen möchten.


